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Ein Dorf stösst zum See vor 
Die Pläne für die Umnutzung des Areals der Chemischen Fabrik Uetikon sind ambitioniert 

DANIEL FRITZSCHE 

Auf der Ortstafel besteht die Gemeinde 
Uetikon auf den Zusatz «am See». De 
facto hat das Dorf die Bezeichnung nicht 
verdient. Sein Seezugang beschränkt sich 
heute auf etwas mehr als 100 Meter. Dies 
soll sich nun fundamental ändern. Die 
Chemische Fabrik, die den Grossteil des 
Uetiker Seeufers seit über200 Jahren be
setzt, weicht-das bietet einmalige raum
planerische Möglichkeiten. Das über 
65 000 Quadratmeter grosse Gebiet hat 
der kantonale Baudirektor Markus Kägi 
(svp.) am Donnerstag an einer Medien
konferenz denn auch als «Schlüsselareal» 
bezeichnet. Es ist fünfmal so gross wie 
der Scchscläutcnplatz und in dieser Art 
einzigartig am sonst vielerorts mit Villen 
verbauten rechten Zürichseeufer. 

Ein industrielles Denkmal 

Die Kantonsregierung und der Uetiker 
Gemeinderat haben sich nun auf einen 
Masterplan «Chance Uetikon» geeinigt. 
Darin ist festgehalten, was mit dem 
Fabrikgelände, das Kanton und Ge
meinde hälftig gehört, in Zukunft ge
schehen soll. Der Plan ist eine verbind
liche Absichtserklärung und dient als 
«Leitschnur» für die weitere Entwick
lung. Schon länger ist klar, dass auf dem 
östlichen Teil des Areals eine Kantons
schule für 1500 Schülerinnen und Schü
ler gebaut wird. Diese soll auf beiden 
Seiten der Seestrasse erstellt und durch 
eine Pa~scrcllc verbunden werden. 

Die Schule wird in die bestehenden 
Fabrikgebäude integriert und mit Neu
bauten ergänzt. Das ruft nach einer ori
ginellen architektonischen Lösung. Die 
Bildungsdirektorin Silvia Steiner (cvp.) 
sprach von einer «Knacknuss», die noch 
zu lösen sei. Möglich sei eine «Raum-in
Raum»-Konstruktion, bei der die Schul
zimmer qua~i in die alten Hallen gesetzt 
würden. Steiners Ziel ist «eine schlanke 
Schule in historischem Rahmen». 

Dass historisch besonders wertvolle 
und geschützte Gebäude erhalten blei
ben, ist einer der auffallenden Aspekte 
des Mastcrplans. Das Areal der «Chemi
schen» befindet sich seit 2012 im Bun
desinventar der schützenswerten Orts
bilder der Schweiz von nationaler Be
deutung (Isos). Der Heimatschutz nennt 
die langgezogenen, markanten Fabrik
hallen «Kathedralen der Industrie
kultur». Zu erwähnen wären etwa die so
genannten Ofen- und Kammerofenge
bäude im Osten des Areals. Kanton und 
Gemeinde wollen, dass der Charakter 
des ältesten Chemiefabrik-Ensembles 
der Schweiz auch in Zukunft erkennbar 
bleibt. So darf etwa der prägnante Hoch
kamin, der vom Sec aus gut zu erkennen 

Wohnen im Westen, lernen im Osten: So soll das Areal der Chemischen Fabrik Uetikon umgenutzt werden 

1 Ruhiges Wohnquartier im Westen mit Miet-und Eigentumswohnungen. 
2 Der 750 Meter lange Seeuferpark schafft zusammen mit dem 

Zürichseeweg einen öffentlichen Zugang zum See. 

4 Kantonsschule mit zwei Hauptarealen südlich und nördlich der 
Seestrasse-verbunden durch eine Passerelle. Die Schule wird 
in den historischen Bestand integriert und mit Neubauten ergänzt. 

5 Die bestehenden Gebäude beim Hafen werden durch Gewerbe
oder Dienstleistungsbetriebe genutzt. 

3 Gemischte öffentliche Nutzungen, Wohnen und Gewerbe. 
Der historische Düngerbau bleibt erhalten. 
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ist, nicht abgerissen werden. Es sollen 
auch keine anderen neuen Hochpunkte 
entstehen. Der Kamin stammt aus dem 
Jahr 1855 und gilt als ältester seiner Art 
im Kanton. 

750 Meter langer Grünraum 

Für die breite Öffentlichkeit interessant 
wird der sogenannte Seeuferpark. Mar
kus Kägi bezeichnete ihn als «wahres 
Schmuckstück» und als eine der grössten 
Parkanlagen im ganzen Kanton über
haupt. Auf der gesamten Länge des 
Areals erstreckt sich der frei zugängliche 
Grünraum auf rund 750 Meter. Früher 
war das Chemie-Areal hermetisch abge
riegelt. Der öffentliche Park war ein zen
trales Anliegen der Bevölkerung, das aus 
einem mehrstufigen Mitwirkungsverfah
ren hervorging. Es gab mehrere Veran
staltungen, an denen jeweils bis zu 200 
Personen teilnahmen. 

Ein weiterer Wunsch der Bevölke
rung war die bessere Anbindung des 
Areals an das Dorf. Heute ist das Gebiet 
schwer zugänglich und schlecht an den 
öffentlichen Verkehr angeschlossen. In 
der Mitte des Geländes sind zudem ver
schiedene öffentliche Nutzungen - etwa 

für kulturelle Anlässe - vorgesehen. Im 
Fokus steht dabei die Umnutzung des 
denkmalgeschützten, zentral gelegenen 
Düngcrbaus. Darin könnte etwa ein 
Eventsaal oder eine Kletterhalle einge
richtet werden. 

Im Westen des Geländes sind Eigen
tums- und Mietwohnungen für bis zu 800 
neue Einwohnerinnen und Einwohner 
geplant. Sie sollen der Gemeinde Ucti
kon helfen, die hohen Ausgaben zu de
cken. In Richtung Seestrasse könnte sich 
zusätzlich Gewerbe ansiedeln. 

Achtstöckige Wohnhäuser 

Die angestrebten «Luxuswohnungen» in 
bis zu achtstöckigen Gebäuden dürften 
in der weiteren politischen Debatte noch 
zu reden geben. Details sind noch nicht 
bekannt, dafür sei es noch zu früh, 
meinte der Uetiker Gemeindepräsident 
Urs Mcttlcr. Das Ziel sei, dass sich Ucti
kon wegen des Grossprojekts nicht ver
schulde und keine Steuern erhöhen 
müsse. Mettlcr versprach, dass die Bevöl
kerung auch in die weitere Planung ein
bezogen werde. Vorstellbar sei, dass in 
einem zweiten Schritt auch günstigere 
Wohnungen cnt,tündcn. 

NZZ Visuals/efl. 

Die Gemeinde und der Kanton be
zeichnen den ausgearbeiteten Master
plan als «wichtigen Meilenstein». Noch 
gibt es aber viele Hürden zu überwin
den, bis im Jahr 2028 die ersten Schü
ler und Bewohnerinnen auf dem Land 
der «Chemischen» einziehen werden. 
Der Zeitplan ist ambitioniert; die Kos
ten noch nicht absehbar. Als Nächstes 
wird die Gestaltungsplanung in Angriff 
genommen; parallel dazu werden die 
kommunalen Richt- und Nutzungspläne 
angepasst. 

Auch die Sanierung von Altla~tcn am 
Grund des Zürichsees muss gründlich er
ledigt werden. Die erwarteten Kosten 
von 40 Millionen Franken übernimmt zu 
80 Prozent die Chemie UetikonAG.Jene 
hat sich vor einem Jahr endgültig vom 
Standort am Zürichscc verabschiedet; 
sie produziert heute unter anderem im 
Zürcher Oberland, in den USA und in 
China. Falls eine Altlastensanierung 
auch auf dem Land nötig wäre - etwa 
beim Bauen in die Tiefe-, müssten diese 
die Gemeinde und der Kanton bezahlen. 
Frühestens 2025 könnten die eigent
lichen Bauarbeiten beginnen. Und erst 
dann rückt Uctikon auch tatsächlich ein 
Stück weiter an den Sec. 

l(ägi definiert Ausnahmen vom Einzonungsstopp 

/I 

Lehrer empört 
über neue 
Ferienregelung 
Nicht alle kantonalen Angestellten 
haben künftig fünf Wochen Ferien 
\..) t.Z, 2..(. t:-i. Z-6..,. ~ 
nil. · «Freude herrscht», heisst es in der 
Mitteilung der Vereinigten Personalver
bände des Kantons Zürich (VPV). Der 
Regierungsrat hat am Donnerstag näm
lich bckanntgcgcbcn, die Ferienregelung 
für das kantonale Personal anzupassen. 
Per 2020 werden die Ferien der 21- bis 
49-jährigcn Mitarbeiter von vier auf fünf 
Wochen aufgestockt. Dies geschieht, in
dem die bisher über den Jahreswechsel 
meist gewährten zwei bezahlten Arbeits
tage in den Ferienanspruch integriert 
und drei zusät:rJiche Ferientage gewährt 
werden. 

Die VPV zeigen sich zufrieden mit 
dem Entscheid, der weitgehend ihren 
langjährigen Forderungen entspreche. 
Der Kanton Zürich werde so als attralc
tiver Arbeitgeber wahrgenommen, froh
locken die Verbände und fassen zusam
men: «Gewinner sind alle.» 

Alle? Nicht ganz. Der Zürcher Mit
telschullehrpersonenverband (MVZ) 
schlägt weitaus kritischere Töne an. 
Denn: Die Mittelschulen, Fachhochschu
len und Berufsschulen sind von der Neu
regelung ausgenommen. Ihre Lehrer 
werden weiterhin mit vier Wochen Ferien 
vorliebnehmen müssen. Der Entscheid 
des Regierungsrats sei absolut unver
ständlich und lasse jegliche Wertschät
zung vermissen, schreibt der MVZ - und 
holt zum Rundumschlag aus. 

Der Regierungsrat habe in der lau
fenden Legislatur die Attraktivität des 
Lehrerberufs stetig gemindert. Die 
Regierung signalisiere nun, dass die be
troffenen Lehrpersonen den Ferien
anspruch im Rahmen der Vertrauens
arbcit,zcit in Eigenregie umsetzen müss
ten. Das könne nur mit einer weiteren 
Senkung des Engagements der Lehr
personen für ihre Schülerinnen und 
Schüler erreicht werden. «Der Regie
rungsrat des Kantons Zürich nimmt da
mit einen weiteren schleichenden Bil
dungsabbau in Kauf - für den Wirt
schaftsmotor der Schweiz ist dies ein be
denkliches Zeichen.» 

Der Regierungsrat begründet seinen 
umstrittenen Entscheid folgender
massen: Die Lehrpersonen der Mittel
schulen, Fachhochschulen und Berufs
schulen verfügten nicht über einen Be
rufsauftrag mit Jahresarbeitszeit, son
dern seien per Lektion angestellt. Dies 
gebe ihnen eine grössere Freiheit beim 
Beziehen der Ferientage. Die Verbände 
der Lehrpersonen und der Verband der 
Schulleitenden bezeichnen diese Argu
mentation als «nicht haltbar». Sie haben 
angekündigt, sich im Rahmen der «drin
gend notwendigen Reparaturarbeiten 
am neuen Berufsauftrag» weiter für eine 
zusätzliche Ferienwoche für die betroffe-
nen Lehrer einzusetzen. I! 

Ob das Verbot neuer Bauzonen ab dem L Mai sogar den Ausbau des Zürcher Hochschulquartiers verzögen, bleibt ungewiss 

sho. · Der Kanton Zürich kennt das zwar 
bereits. Einen Monat nach dem Ja des 
Zürcher Volks im Juni 2012 zur grünen 
Kulturlandinitiative erliess Baudirektor 
Markus Kägi einen Stopp für die Ein
zonung von neuem Bauland. Er wurde 
erst nach dem Nein zur Umsetzungsvor
lage im November 2016 aufgehoben. 

Ab dcml. MaigiltnuncrncutcinEin
zon ungsverbot. Der Unterschied ist mög
licherweise mehr als ein Detail: Diesmal 
hat der Bund den Stopp verfügt. Der 
Grund: Zürich verfügt noch über keine 
gesetzliche Regelung für den Ausgleich 
von planerischen Mehrwerten, die ge
mäss eidgenössischem Raumplanungs
gesetz (RPG) seit der letzten Revision 

Pflicht ist. Am 30. April läuft die fünf
jährige Übergangsfrist ab, und für säu
mige Kantone treten Sanktionen in Kraft. 

Im Februar kündigte Kägi den Ge
meinden einen Shutdown für Teile der 
öffentlichen Planung in einem Kreis
schreiben an. Wenige Tage, bevor die 
Massnahme in Kraft tritt, hat er diese 
nun in Form einer Weisung erläutert. 
Ausdrücklich ausgeschlossen sind auch 
Einzonungen, die durch Auszonung 
kompensiert werden sollen. 

Kein Stopp gilt für Anpassungen be
stehender Bauzonen. Regierungsrat 
Kägi definiert weitere Ausnahmen. Die 
wichtigste besagt, dass die Ausscheidung 
von Zonen für öffentliche Bauten vom 

Stopp ausgenommen ist, soweit dies der 
Erfüllung öffentlicher Ausgaben dient. 
Damit wären Einzonungen im Hoch
schulgebiet, aber auch für die Uni Irchel 
oder die ETH Hönggcrbcrg weiterhin 
zulässig. 

Sieht man das beim Amt für Raum
entwicklung (ARE) des Bundes ebenso? 
Das Schreiben sei offiziell noch nicht zu
gestellt worden, so die Auskunft aus 
Bern. Man äussere sich erst, wenn es ein
gehend geprüft worden sei. Genehmigen 
muss der Bund Kägis Weisung nicht. Im 
kantonalen ARE stellt man sich auf den 
Standpunkt, allfällige Einzonungcn von 
Gemeinden gingen ohnehin über den 
Tisch des Kantons und müssten danach 

vom Bund genehmigt werden, der dann 
eingreifen könnte. 

Die Planung im Hochschulgebiet 
kann aber nicht warten. Zwar findet sich 
in der eidgenössischen Raumplanungs
verordnung die Bestimmung, dass Ein
zonungen für wichtige öffentliche Infra
strukturen genehmigt werden können. 
Doch das bezieht sich explizit auf jene 
Übergangsfrist, die am nächsten Diens
tag abläuft. In der Logik der Gesetz
gebung müsste die Sanktion, wenn diese 
verpasst wird, einschneidender ausfallen. 

Somit bleibt vorderhand unklar, ob 
der Einzonungsstopp die Pläne der 
Hochschulen und des Unispitals ver
zögert. Das erhöht den Druck auf die 

kantonsrätliche Kommission, in den 
nächsten Tagen eine Lösung zum Mehr
wertausgleich zu finden, damit der Ein
zonungsstopp möglichst bald wieder auf
gehoben wird. Die Baudirektion rechnet 
in ihrem Scheiben mit einer Dauer von 
eineinhalb Jahren. 

Davon betroffen sind grössere Pla
nungen auf der grünen Wiese wie für den 
neuen Stadtteil Eschenbüel am Rand 
von Ustcr. Verzögert werden möglicher
weise zwei der grössten Wohnübcrbau
ungen in Zürich Nord. An der Thur
gaucrstrassc sind Gebiete von der Frei
halte- in eine Wohnzone umzutcilcn, im 
Fall Guggach liegen die heutigen Fami
liengärten in der Erholungszone. 


